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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

(28. Ausschuß) 

.über den Antrag des Bundesschatzministers auf Zustimmung 
des Deutschen Bundestages zur Teilprivatisierung der Vereinig- 
ten Elektrizitäts- und Bergwerks-Aktiengesellschaft (VEBA) 
gemäß § 47 Abs. 3 und 4 der Reichshaushaltsordnung 

— Drucksache IV/2861 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Burgbacher 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 160. Sit- 
zung am 29. Januar 1965 den Antrag des Bundes- 
schatzministers auf Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages zur Teilprivatisierung der Vereinigten 
Elektrizitäts- und Bergwerks-Aktiengesellschaft 
(VEBA) gemäß § 47 Abs. 3 und 4 der Reichshaus- 
haltsordnung ■ — Drucksache IV/2861 ■ — federfüh- 
rend dem Ausschuß für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes und mitberatend dem Haushaltsausschuß 
überwiesen. Der Ausschuß für wirtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes hat den Antrag des Bundesschatz- 
ministers vom 18. Dezember 1964 in den Sitzungen 
vom 10., 11. und 25. Februar und 11. und 17. März 
1965 eingehend beraten und am 10. Februar 1965 
den Vorstand der VEBA, am 17. März 1965 einen 
Vertreter des Bankenkonsortiums für die Ver- 
äußerung der VEBA-Aktien gehört. Der Haushalts- 
ausschuß behandelte die Vorlage am 18. März 1965. 

Der federführende Ausschuß ist in der Beratung 
der Einzelheiten zu folgenden Ergebnissen gelangt; 

1. Kapitalbedarf 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß der 
zu deckende Kapitalbedarf mit rd. 750 Millionen 
DM zutreffend beziffert ist. Hierin ist eine notwen- 
dige Kapitalzuführung an die Preußenelektra und 
an die Bergwerksgesellschaft Hibernia AG enthal- 
ten. Ferner sind die Mittel zum Erwerb der Hugo 
Stinnes AG und zur Übernahme der von den freien 


Aktionären der Hugo Stinnes AG sowie der Ma- 
thias Stinnes AG gehaltenen Aktien in diesem Be- 
trag enthalten. Diesen freien Aktionären wird sei- 
tens der VEBA ein faires Übernahmeangebot ge- 
macht werden. 

Der Ausschuß ist angesichts der Haushaltstage 
des Bundes der Auffassung, daß entsprechend der 
Vorlage des Bundesschatzministers dieser Kapital- 
bedarf nur durch die Ausgabe junger Aktien ge- 
deckt werden kann. 

2. Ausstattung der jungen Aktien (Volksaktien) 

Es werden Inhaber- Aktien in Stücken von nom. 
100 DM ausgegeben, verbunden mit einer Stimm- 
rechtsbeschränkung auf 1/10 000 des Grundkapitals 
für den einzelnen Aktionär und einem Dividenden- 
vorzug von 1 ^/o bei der Gewinnausschüttung. 

Der Ausschuß folgt insoweit den Vorschlägen des 
Bundesschatzministers. 

3. Sicherung des Mehrheitseinflusses des Bundes 

a) Der Bund unterliegt mit seinem Aktienbesitz 
nicht der Stimmrechtsbeschränkung. 

b) Die Mehrheit des Grundkapitals bleibt in den 
Händen des Bundes. 

c) Der Bund erhält vier Entsendungsmandate im 
Aufsichtsrat der VEBA. 
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Auch diese Beschlüsse entsprechen den Vorschlä- 
gen des Bundesschatzministers. 

4. Zeichnungsberechtigte Personen 

Entsprechend der Vorlage beschloß der Ausschuß, 
daß die zeichnungsberechtigten Personen folgende 
Voraussetzungen erfüllen müssen: 

a) natürliche Personen, 

b) Mindestalter 18 Jahre, 

c) deutsche Staatsangehörigkeit oder unbeschränkte 
Steuerpflicht, 

d) Höchsteinkommen (zu versteuernder Einkom- 
kommensbetrag gemäß § 32 EStG) 14 000 DM 
(Ledige) bzw. 28 000 DM (Verheiratete). Durch 
Zugrundelegung des zu versteuernden Einkom- 
mensbetrages wird ein familienpolitischer Akzent 
gesetzt, da der § 32 des Einkommensteuergeset- 
zes eine Abzugsmöglichkeit von Kinderfreibeträ- 
gen einräumt. 

Eine Einkommens-Staffelung ist vorgesehen für 
die Zuteilung der Aktien: 

1. Gruppe: 8 000 DM (Ledige) bzw. 

16 000 DM (Verheiratete) 

2. Gruppe: 11 000 DM (Ledige) bzw. 

22 000 DM (Verheiratete) 

3. Gruppe: 14 000 DM (Ledige) bzw. 

28 000 DM (Verheiratete). 

Erst nachdem der 1. Gruppe die Aktien voll zu- 
geteilt sind, werden nacheinander die Gruppen 2 
und 3 berücksichtigt. 

5. Ausgabekurs 

Entsprechend den Vorschlägen des Bundesschatz- 
ministers beschloß der Ausschuß: 

a) Der Ausgabekurs muß § 47 der Reichshaushalts- 
ordnung entsprechen. 

b) Er soll sich im unteren Bereich des sich auf Grund 
der Bewertung ergebenden Rahmens halten. 

c) Der Kurs muß zeitnah vor Ausgabe der jungen 
Aktien festgelegt werden. Diese Festlegung wird 
vorgenommen vom Bundesschatzminister ge- 
meinsam mit dem Bundesminister der Finanzen, 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung. Der 
Bundesschatzminister hat zugesagt, den Ausschuß 
nochmals zu hören, falls die vier Bundesminister 
zu keiner übereinstimmenden Auffassung gelan- 
gen sollten. 

d) Der Ausschuß ist der Auffassung, daß bei der 
Teilprivatisierung der VEBA für einen Sozial- 
rabatt kein Raum ist, da der Gegenwert der Kapi- 
talerhöhung voll der VEBA zur Finanzierung 
wichtiger Aufgaben zufließen muß. 

e) Das Ausmaß der nominellen Kapitalerhöhung 
der VEBA hängt angesichts des feststehenden 
Kapitalbedarfs der VEBA von rd. 750 Millionen 


DM von der Höhe des Ausgabekurses ab und 
kann daher erst im Zusammenhang mit der Kurs- 
festsetzung festgelegt werden. 

f) Der Ausschuß ist der Meinung, daß eine Not- 
wendigkeit, vor der Teilprivatisierung eine Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln vorzuneh- 
men, nicht besteht und deswegen der Antrag 
insoweit abgelehnt worden sollte. 

6. Belegschaft 

Die Belegschaft des VEBA -Konzerns wird bei der 
Zuteilung der Aktien vor der Einkommensgnippe 1 
bevorzugt berücksichtigt. Als Belegschaft des VEBA- 
Konzerns gelten die Belegschaften der VEBA, ihrer 
unmittelbaren Beteiligungsgesellschaften und aller 
Gesellschaften, an denen diese mit mindestens 50 Vo 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind oder auf 
die sie einen entsprechenden Einfluß besitzen. Zeich- 
nungsberechtigt sind alle Belegschaftsangehörigen 
ohne Rücksicht auf Einkommenshöhe, Lebensalter, 
Staatsangehörigkeit und unbeschränkte Steuerpflicht. 
Ferner zählen zu den zeichnungsberechtigten Beleg- 
schaftsangehörigen auch Pensionäre, Rentner, Wit- 
wen und Waisen ehemaliger Belegschaftsmitglieder. 

In Abweichung von der Empfehlung des Bundes- 
schatzministers sollen auch Vorstandsmitglieder und 
Geschäftsführer der Gesellschaften des VEBA-Kon- 
zerns berücksichtigt werden, da anderenfalls gerade 
im Hinblick auf kleinere Beteiligungsgesellschaften 
dem Gedanken der Gerechtigkeit nicht Rechnung 
getragen würde. Die Belegschaftsmitglieder können 
dieselbe Anzahl von Aktien zeichnen wie die übri- 
gen Zeichnungsberechtigten. 

7. Ausgabe der Aktien 

Die Ausgabe der Aktien liegt in den Händen 
eines umfassenden Bankenkonsortiums, das unter 
der Führung der drei Großbanken, der Deutschen 
Girozentrale und der Deutschen Genossenschafts- 
kasse steht. Die Zeichnungsberechtigung des einzel- 
nen ist auf fünf Aktien im Nennwert von je 100 DM 
beschränkt. Es wird davon abgesehen, von vorn- 
herein eine feste Zeichnungsfrist festzusetzen, viel- 
mehr wird der Zeichnungsschluß mit einer Frist von 
drei Wochen öffentlich angekündigt werden. 

8. überzeidinung der Aktien 

Für den Fall, daß das Ergebnis der Zeichnung die 
zur Verfügung stehenden jungen Aktien der VEBA 
übersteigt, hat der Bundesschatzminister vorgeschla- 
gen, weitere VEBA-Aktien aus dem Besitz des Bun- 
des bis zu einem Höchstbetrag von 100 Millionen DM 
zur Deckung der Nachfrage zur Verfügung zu stellen, 
jedoch nur insoweit, als die Mehrheitsbeteiligung 
des Bundes nicht berührt wird. 

Der Ausschuß glaubt, diesem Vorschlag folgen zu 
sollen; er ist jedoch der Auffassung, daß die end- 
gültige Entscheidung über die Veräußerung von 
VEBA-Aktien aus dem Besitz des Bundes erst ge- 
troffen werden kann, wenn das Zeichnungsergebnis 
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bekannt ist. Der Bundesschatzminister hat auf 
Wunsch des Ausschusses zugesagt, diese Frage zu 
gegebener Zeit zunächst im Ausschuß zu erörtern. 

9. Nicht volle Zeichnung der jungen Aktien 

Auch die Frage der Unterbringung eines etwa 
nicht gezeichneten Restbetrages der jungen Aktien 
war Gegenstand der Beratungen des Ausschusses. 
Nach Anhörung eines Vertreters des Bankenkonsor- 
tiums ist der Ausschuß zu der Auffassung gelangt, 
daß bei der Unterbringung dieses Restes mit beson- 
derer Vorsicht vorgegangen werden muß, damit 
nicht etwa der Börsenkurs hierdurch in ungünsti- 
gem Sinne beeinflußt wird. Der Ausschuß hält es 
für notwendig, daß diese zunächst nicht veräußerten 
Aktien einstweilen durch eine geeignete Stelle ge- 
halten werden. Das Ubernahmekonsortium und an- 
schließend eine besondere Auffanggruppe sind hier- 
zu bereit. Die Entscheidung über die Veräußerung 
auch dieser Aktien, bei der auch die einkommens- 
schwächeren Bevölkerungskreise berücksichtigt wer- 
den sollten, müßte zu gegebener Zeit nach vorheri- 
ger Erörterung im Ausschuß für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes getroffen werden. Der Bundes- 
schatzminister hat dies zugesagt. 

10. Neugestaltung der Organe der VEBA 

Der Ausschuß ist entsprechend der Erklärung des 
Bundesschatzministers übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß 

a) alsbald nach Durchführung der Teilprivatisierung 
ein neuer Aufsichtsrat zu wählen ist, in dem die 
privaten Kleinaktionäre in angemessenem Um- 
fang — sei es auf Grund der Entsendungsmandate 
des Bundes, sei es innerhalb der übrigen Man- 
date der Kapitalseite — vertreten sind; 


b) der von diesem Aufsichtsrat zu ergänzende Vor- 
stand aus mindestens drei und höchstens sieben 
Mitgliedern bestehen soll; 

c) unbeschadet der Aufgaben eines Vorstandes, der 
die Konzernspitze bildet, innerhalb des Vorstan- 
des je ein Vorstandsmitglied für Bilanz- und 
Finanzfragen, für Fragen der Konzernpolitik auf 
dem Energiegebiet sowie für das Personal- und 
Sozialwesen des Konzerns bestellt werden sol- 
len; 

d) die vorrangige Aufgabe des VEBA-Vorstandes 
in der Stärkung der Ertragskraft der Gesellschaft 
und in der Koordinierung der Investitionspolitik 
der einzelnen Konzern-Unternehmen bestehen 
wird. 

Im übrigen hat der federführende Ausschuß ohne 
Gegenstimmen den Anträgen des Bundesschatzmini- 
sters mit den aus dem Ausschußantrag ersichtlichen 
Abweichungen zugestimmt. Eine Minderheit im Aus- 
schuß hat sich bei der Schlußabstimmung über die 
Vorlage der Stimme enthalten. Sie war der Auf- 
fassung, daß die jungen Aktien als Vorzugsaktien 
ohne Stimmrecht ausgestattet werden sollten. Sie 
trat ferner dafür ein, an Stelle eines Ausgabekurses 
im unteren Bereich des Bewertungsrahmens den 
Aktienbeziehern der unteren Einkommensgruppen 
einen aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden 
Sozialbonus zu gewähren. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag des Bun- 
desschatzministers — Drucksache IV/2861 — in sei- 
ner Sitzung vom 18. März 1965 beraten und ist den 
Vorschlägen des Ausschusses für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes in vollem Umfang gefolgt. 

Namens des federführenden Ausschusses für wirt- 
schaftlichen Besitz des Bundes bitte ich das Hohe 
Haus, dem Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 24. März 1965 


Dr. Burgbacher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Antrag zu a) der Drucksache IV/2861 — 
Ausgabe junger VEBA- Aktien — im Rahmen der 
Darlegungen des Bundesschatzministers unter 
Berücksichtigung der vom Ausschuß gefaßten 
Beschlüsse mit der Maßgabe zuzustimmen, daß 
eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
nicht vorgenommen wird, 

2. dem Antrag zu b) — Veräußerung von VEBA- 
Aktien aus dem Besitz des Bundes bis zu einem 
Gesamtwert von 100 Millionen DM zum Zwecke 
der Deckung einer Übernachfrage bei der Kapi- 
talerhöhung der VEBA, jedoch unter Wahrung 
des Mehrheitseinflusses des Bundes — mit der 
Maßgabe zuzustimmen, daß entsprechend der Zu- 
sage des Bundesschatzministers die Frage der 
Veräußerung von Aktien aus dem Bundesbesitz 


nach Vorliegen des Zeichnungsergebnisses noch- 
mals mit dem Ausschuß für wirtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes erörtert wird, 

3. davon Kenntnis zu nehmen, daß die Festsetzung 
des Ausgabekurses für die jungen VEBA-Aktien 
nach der Entscheidung des Bundeskabinetts durch 
den Bundesschatzminister, den Bundesminister 
der Finanzen, den Bundesminister für Wirtschaft 
und den Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vorgenommen werden wird und daß 
der Bundesischatzminister dem Ausschuß zuge- 
sagt hat, die Frage der Kursfestsetzung noch- 
mals mit dem Ausschuß für wirtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes zu erörtern, falls die vorgenann- 
ten vier Bundesminister in der Kursfrage nicht 
zu einem übereinstimmenden Votum gelangen 
sollten. 


Bonn, den 24. März 1965 


Der Ausschuß für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

Katzer Dr. Burgbacher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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